
Gesetze nach wissenschaftlichen Maßstä-

ben fest und haben im Bundestag einen

entsprechenden Antrag vorgelegt.

Enquete-Kommission

Vor Kurzem hat die Enquete-Kommission

„Internet und digitale Gesellschaft“, in

der ich die Grünen als Obmann vertrete,

ihren Zwischenbericht vorgelegt. In ihm

geben die bisher eingesetzten Projekt-

gruppen dem Bundestag konkrete Hand-

lungsempfehlungen für die weitere Arbeit

in dem weiten Themengebiet Netzpolitik.

In Kürze werden weitere Gruppen einge-

setzt. Darauf, die Arbeitsgruppe„Demo-

kratie und Staat“ leiten zu können, freue

ich mich sehr – auch, weil die zu bearbei-

tenden Themen äußerst spannend sind:

So soll sich die Projektgruppe vor allem

Gedanken darüber machen, wie wir die

Möglichkeiten, die das Netz für ein neues

Verhältnis von Politik zu den Bürgerinnen

und Bürger bietet, bestmöglich nutzen

können. Unter www.enquete-beteili-

gung.de könnt Ihr eigene Vorschläge für

die weitere Arbeit einbringen. Unter

www.gruen-digital.de berichte ich regel-

mäßig von meiner Arbeit in der

Kommission und der Projektgruppe.
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von Konstantin v. Notz

18 spannende Monate liegen hinter uns:

Die zentrale Lage und die schönen Räum-

lichkeiten des Möllner Büros haben sich

als gute Wahl erwiesen. Die BürgerInnen

suchen bei uns Informationen und Rat -

und das nicht nur im Rahmen der offiziel-

len Sprechstunden und der stets gut

besuchten Veranstaltungen. Sie nutzen

die von uns praktizierte„Politik der offenen

Tür“ ausgiebig und dieWarteliste für die

politischen Bildungsfahrten nach Berlin ist

lang. Viele Orts- und Kreisverbände habe

ich bereits mit meiner Veranstaltung

„Facebook, Twitter & Co.“ besucht. Und:

Das nächste Veranstaltungsformat, mit

dem ich gerne wieder zu Euch komme,

liegt bereits vor. Ausführliche Informatio-

nen über meine alltägliche Arbeit in

Schleswig-Holstein findet Ihr in meinem

Rechenschaftsbericht (www.von-notz.de).

Aktuelle Sicherheitsdebatte

Seit Monaten fahren UnionspolitikerInnen

eine Kampagne für die Wiedereinführung

der anlasslosen Vorratsdatenspeicherung

aller Telekommunikationsdaten. Der

neue Innenminister Friedrich knüpft hier

bedauerlicherweise nahtlos an die Forde-

rungen seines Vorgängers an, wobei das

Maß jeder Verhältnismäßigkeit völlig ver-

loren geht. Daneben drängen Friedrich

und Co auch auf die pauschale Verlänge-

rung des Terrorismusbekämpfungsergän-

zungsgesetzes (TBEG). Als Grüne Bundes-

tagsfraktion bieten wir dieser bürger-

rechtsfeindlichen Politik die Stirn.

Wir halten an unserer Forderung einer

gründlichen Evaluation der Anti-Terror-

Konstantin zusammenmit Bärbel Höhn bei einer unserer Aktionen gegen das AKW Krümmel

www.von-notz.de
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für ein freies Internet



von Valerie Wilms

Patientin Ostsee:
Die Politik der Bundesregierung steht dem
Schutz des Meeres entgegen

Trotz dieses Bekenntnisses der Bundes-

regierung eiern die Koalitionsfraktionen

hin und her: Irgendwie sollen die Grenz-

werte etwas später, weniger stark oder

vielleicht auch gar nicht kommen. Damit

wird die maritimeWirtschaft verunsichert.

Niemand weiß worauf er sich einzustellen

hat. Notwendige Investitionen werden

zurückgehalten. Damit gibt Schwarz-

Gelb ein trauriges Bild ab. In dieses Bild

passt, dass Deutschland im Juli die

Präsidentschaft im Ostseerat überneh-

men wird. Hier gäbe es die Chance, den

Schutz der Ostsee in den Mittelpunkt zu

rücken. Aber leider bleiben auch hier die

entscheidenden Signale aus. ��

Die Schleswig-Holsteiner lieben ihre Küsten, viele Touristen kommen wegen der frischen Luft und der rauen Schönheit

von Ost- und Nordsee. Da verdrängt man gerne, wie es unter der Wasseroberfläche aussieht. 

Wenig romantisch: Der Qualm entsteht beim Verbrennen von Raffinerieresten

www.valerie-wilms.de

Besonders die Ostsee schafft es kaum

noch, die Umwelteinflüsse zu kompensie-

ren. Kürzlich stellte die Meeresschutz -

organisation Oceana fest, dass die Ostsee

in vielen Teilen praktisch tot ist. Zu viele

Düngemittel werden eingeleitet, es wird

zu viel gefischt, Grundnetze pflügen den

Boden um und Fähren, Kreuzfahrtschiffe

und Frachter kippen noch immer gesetz-

lich legitimiert ihre Abwässer ins Meer –

oder reinigen gar illegal ihre Tanks und

Bilgen. Die Ostsee ist eine Patientin, der

dringend geholfen werden müsste.

Auch über der Wasseroberfläche sieht es

nicht gut aus. Schiffe sind noch immer

fahrende Müllverbrennungsanlagen. Hier

werden Raffineriereste verfeuert und die

Luft unter anderem mit Ruß, Schwefel

und Stickoxiden belastet. Die Schwefel -

werte sind viereinhalb tausendmal so

hoch wie im normalen Diesel. Interna tio -

nal hat man sich deswegen verständigt,

auf Nord- und Ostsee schrittweise schwe-

felärmere Treibstoffe zu verwenden. Das

schützt die Gesundheit und ist gleichzei-

tig ein Innovationsschub für den deut-

schen Schiffbau, der in den Startlöchern

steht und die Technik von morgen ver-

kaufen will. Zukünftig sollen die

Treibstoffe  nur noch hundertmal so

schädlich sein wie Diesel. Das ist immer

noch hoch und manch einem fällt es

schwer, das als Erfolg für den Meeres-

und Gesundheitsschutz zu sehen. Aber

selbst hierfür wird durch bestimmte

Reeder ein wahres Horror-Szenario ent-

worfen: Es würde praktisch der gesamte

Ostseeverkehr zum Erliegen kommen,

weil die Treibstoffe zu teuer und sich

alles künftig auf den Straßen wiederfin-

den würde. Der Haken an der Sache: Die

Auftragsstudie, mit der man die

Szenarien begründet, hat erhebliche

methodische Schwächen. So wird zum

Beispiel nicht die Verlagerung auf die

Schiene untersucht und die Bundes re gie -

rung beeilte sich, dies schriftlich zu

bestätigen – nach dem man zu Beginn

noch in die Beauftragung der Studie ein-

gebunden war. 
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von Ingrid Nestle

Arbeitsförderung wird abkassiert

Ende Mai hat die Bundesregierung den “Gesetzentwurf zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt" ver-

abschiedet. Der schöne Name verbirgt aber sein Gegenteil: Nach der ersten drastischen Sparwelle Anfang des Jahres sind in dem

neuen Gesetz noch zusätzliche weitere Kürzungen bei der Arbeits för derung geplant. Wenn Arbeits ministe rin von der Leyen nicht

von ihrem Spardiktat abrückt, wird sich ein Fachkräftemangel mit gleichzeitiger hoher Arbeitslosigkeit entwickeln. Dabei sind sich

alle Experten einig: Jetzt ist die Zeit, um massiv in Qualifi zie rung und Förderung zu investieren. Das arbeitsmarktpolitische Gebot der

Stunde muss lauten, jetzt für Arbeits lose und ihre Fähigkeiten zu investieren, damit sie vom Aufschwung profitieren können. Dafür

müssen alle Arbeitslosen Zugang zu Förderung, Qualifizierung und Selbständigkeit erhalten. Daneben bleibt eine zentrale grüne

Forderung die Einrichtung eines verlässlichen sozialen Arbeitsmarkts, so dass alle Arbeitslosen eine Chance haben.   

Ein Super-Gau in einem deutschen Atom -

kraftwerk könnte laut einer Studie des

Wirtschaftsministeriums in heutigen

Preisen rund 8.000 Mrd. Euro kosten.

Solche Kosten kann man sich gar nicht

vorstellen oder einplanen. Keine Versiche -

rung trägt dieses Risiko. Hinzu kommen

die Kosten der Endlagerung des Atom -

mülls, die heute nicht annähernd ab schätz  -

bar sind. Zum Vergleich: Die Bundes re gie -

rung verfügt im Jahr 2011 über rund 307

Milliarden Euro. 

Panikmache mit den Kosten des Atom -

ausstiegs erleben wir zur Zeit ständig.

Die Wahrheit ist: Volks wirt schaftlich

ist ein schneller Ausstieg aus der

Atomenergie ein großer Ge winn. 

www.ingrid-nestle.de�
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treibt die Preise für die anderen Strom -

kunden nach oben. Und: die Gewinne

der vier Atomkonzerne haben letztes

Jahr mehr als doppelt so viel gekostet

wie die gesamte Umlage für erneuerbare

Ener gien! Wer also die Stromkunden ent-

lasten will, muss Manipulation und Markt  -

konzentration in der Energie wirt schaft

bekämpfen, nicht die erneuerbaren

Energien und die Effizienz pro gram me.

Gerne komme ich bei Euch vorbei um

über Strompreise zu diskutieren, auch

können wir Euch Folien für eine Präsen -

tation zum Thema zuschicken. Wendet

euch einfach an eines meiner Büros.
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Die Strompreise steigen durch den

Atomausstieg nicht beängstigend an.

Beeindruckend ist, dass die Strombörse

von dem Atommoratorium so gut wie

gar keine Notiz genommen hat. Der

Spot markt hat gar nicht reagiert. Die

Stei gerungen beim Terminmarkt waren

nicht ungewöhnlich (siehe Grafik). Die

Preise liegen aktuell immer noch deutlich

niedriger als vor der Finanz- und Wirt -

schaftskrise. 

Die Investitionen in erneuerbare Ener gi en

können den Strompreis in einer Über-

gangszeit leicht erhöhen. Das hängt aber

vor allem davon ab, wie das Erneuerbare-

Energien-Gesetz ausgestaltet wird. Wer

wie die Regierung massiv auf Offshore

und Ausnahmen für die Industrie setzt,

Atomenergie ist viel zu teuer

Preisentwicklung am Terminmarkt Strom 

Preisanstieg durch Ölpreissprünge

Preisanstieg durch 
Atommoratorium
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